Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5632 


26. 09. 96 


Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/4587, 13/4718, 13/5606 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen 

1. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und Anwartschafts- 
überführungsgesetzes" wird Nummer 1 wie folgt geändert: 

In § 4 Abs. 4 werden 

a) in Satz 1 die Worte „31. Dezember 1993" ersetzt durch die 
Worte „31. Dezember- 1996", 

b) folgender Satz angefügt: „Darüber hinaus werden nach 
dem 31. Dezember 1996 auf besonderen Antrag Ansprüche 
nach den Vorschriften nach Satz 1 berechnet, wenn die An- 
nahme besteht, daß das für die/den Versicherte/n günsti- 
ger ist". 

c) Der bisherige Satz der Nummer 1 wird angefügt. 

2. Es wird ein neuer Artikel 3 eingefügt: 

,Artikel 3 

Änderung des Artikels 2 des 
Renten-Überleitungsgesetzes - RÜG 

Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des Bei- 
trittsgebiets 

Das Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des 
Beitrittsgebiets vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1663), das 
zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 1 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Darüber hinaus wird auch nach dem 31. Dezember 1996 auf 
besonderen Antrag eine Rente nach den Vorschriften des Ar- 
tikels berechnet, wenn die Annahme besteht, daß das für 
die/den Versicherte/n günstiger ist. " 1 
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3. Die Artikel 3 bis 7 werden die Artikel 4 bis 8. 
Bonn, den 26. September 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Der zeitliche Vertrauensschutz für die Vergleichsberechnung der 
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme nach DDR-Recht wurde 
durch das RÜG unter Verletzung des Einigungsvertrages um 
18 Monate vorverlegt, auf einen Zeitpunkt, wo die Renten nach 
SGB VI-Berechnung wegen des noch niedrigen (jährlichen) aktu- 
ellen Rentenwerts keine vergleichbaren Zahlbeträge erreichen. So 
liegt per 1. Januar 1994 die Eckrente (45 Jahre bei 1,0) gerade ein- 
mal bei 1406 DM. Nach der bis zum 31. Dezember 1993 geltenden 
Vergleichsberechnung hätten sogar Angehörige der sog. „ Staats- 
nahen " bis 2010 DM zu beanspruchen. Auch die nach dem BSG- 
Urteil von Kassel und dem Rentenüberleitungs-Ergänzungsgesetz 
herauf gesetzte Höchstbegrenzung für die „Staatsfernen" von 2700 
DM wird mit der vorzeitigen Beendigung der Vergleichsberech- 
nung ausgehebelt. Mit dem Datum 31. Dezember 1996 wird nicht 
nur der mit dem Einigungsvertrag gewährte Vertrauensschutz ge- 
setzlich nachvollzogen, sondern es erfolgt die Gleichstellung mit 
dem Vertrauensschutz für Ansprüche aus der Sozialversicherung 
mit FZR. 

Auf Antrag sollte auch darüber hinaus eine Rentenberechnung 
nach DDR-Recht möglich sein, weil Menschen ihre j etzt nicht mehr 
korrigierbare Lebensplanung auch am zu erwartenden Rentenan- 
spruch ausgerichtet haben. 
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